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Text 

ARTIKEL XII 

Verfahren 

(1) Feststellungsverfahren im Sinne des Art. VII Abs. 5 und Streitigkeiten über das Vorliegen der 
Voraussetzungen nach Art. VII Abs. 2 oder 4, einer Verordnung nach Art. VII Abs. 3 oder eines 
Kollektivvertrages gemäß Art. VII Abs. 6, über den Beginn und das Ende der Nachtschwerarbeit sowie 
über den Nachtschwerarbeits-Beitrag gelten als Verwaltungssachen im Sinne des § 409 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes. 

(2) Die Bestimmungen des Siebenten Teiles des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes über das 
Verfahren sind auf die Verwaltungssachen im Sinne des Abs. 1 mit der Maßgabe anzuwenden, daß gegen 
den Bescheid des Versicherungsträgers die Berufung an den Bundesminister für Arbeit und Soziales 
zusteht. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung; der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
kann der Berufung auf Antrag aufschiebende Wirkung zuerkennen, wenn durch die vorzeitige 
Vollstreckung ein nicht wieder gutzumachender Schaden einträte und nicht öffentliche Interessen die 
sofortige Vollstreckung gebieten. Der Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung ist innerhalb 
der für die Einbringung der Berufung vorgesehenen Frist beim Versicherungsträger zu stellen. 

(3) Im Verfahren über Leistungssachen darf über das Vorliegen der Voraussetzungen nach Art. VII 
Abs. 2 oder 4, einer Verordnung nach Art. VII Abs. 3 oder eines Kollektivvertrages gemäß Art. VII 
Abs. 6 als Vorfrage nicht entschieden werden. Der Versicherungsträger oder der nach dem Arbeits- und 
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Sozialgerichtsgesetz zuständige Gerichtshof hat vielmehr die Einleitung des Verfahrens beim zuständigen 
Krankenversicherungsträger zu beantragen und das eigene Verfahren bis zur Rechtskraft der 
Entscheidung im Verwaltungsverfahren auszusetzen (zu unterbrechen). 
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